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CFK fordert Integrationspolitik
2. Celac-Gipfel in Havanna / Finanzspekulationen verurteilt
Cristina zu Gast bei Fidel Castro. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) – Für das Gastgeberland Kuba war schon das Zustandekommen des 2. Celac-Gipfels ein Erfolg: Rund 30 Staats- und Regierungschefs aus Lateinamerika und der Karibik versammelt in der kubanischen Hauptstadt Havanna weniger als 100 Seemeilen von der Küste Floridas entfernt, dazu die Anwesenheit von UN-Generalsekretär Ban Ki Moon – viel deutlicher lässt sich das Scheitern der seit über 50 Jahren praktizierten Isolierungspolitik der Vereinigten Staaten gegenüber der sozialistischen Karibikinsel nicht demonstrieren.
Auf diesen historischen Aspekt nahm auch die argentinische Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner Bezug, als sie am Dienstag in ihrer Rede am großen Konferenzsaal des „PabExpo“-Komplexes ihre Freude zum Ausdruck brachte, dass der Gipfel gerade in Havanna stattfinde. Worte, die Gastgeber Raúl Castro gerne gehört haben dürfte – genauso wie diejenigen, die sich auf Ernesto „Che“ Guevara bezogen, den aus Argentinien stammenden Revolutionär, der gemeinsam mit den Castro-Brüdern der kubanischen Revolution im Jahre 1959 zum Sieg verholfen hatte.
Guevara habe dafür gekämpft, dass der Mensch frei sei, so die argentinische Staatschefin. Ein Ziel, das nur erreicht werde könne, wenn der Mensch Essen, Wohnung, Ausbildung sowie die Möglichkeit habe, über sein Leben selbst zu bestimmen. Kirchner ging allerdings nicht näher darauf ein, inwieweit diese Ziele – vor allem das letztgenannte - im Gastgeberland tatsächlich erreicht worden sind. Sie unterstrich stattdessen, dass es in der gesamten Region noch viel diesbezüglichen Handlungsbedarf gebe.
Großen Raum in ihrer rund 25-minütigen Rede nahmen die Aspekte Integration und Ausbildung ein. Dabei verwies die Präsidentin auf die jüngsten Anstrengungen ihrer Regierung, die ein milliardenschweres Hilfspaket geschnürt habe für junge Menschen im Alter zwischen 18 und 24 Jahren, die weder arbeiten noch studieren (wir berichteten).
Nur durch Bildung und die damit verbundenen Aufstiegschancen könne man die sozialen Ungleichheiten in der Region verringern und international konkurrenzfähig sein, sagte Kirchner. Der argentinische Staat gebe derzeit sieben Prozent seines Bruttoinlandsproduktes für Bildung und Ausbildung aus. Nur so werde gewährleistet, dass die lokale Bevölkerung am Wertschöpfungsprozess der Wirtschaft ausreichend teilhabe.
Des Weiteren machte sich Kirchner die Forderung des Gipfels zu eigen, nach der Lateinamerika und die Karibik eine „Zone des Friedens“ werden sollten. In diesem Zusammenhang forderte sie eine „Demilitarisierung des Südatlantiks“ - eine Anspielung auf die britische Militärpräsenz auf den Malwinen, die infolge der argentinischen Invasion im Jahre 1982 deutlich verstärkt wurde und bis heute aufrecht erhalten wird.
Argentinien erhebt weiter Ansprüche auf die seit 1833 britisch verwalteten Inseln. Eine Forderung, die von den Celac-Staaten geteilt wird. So forderte Gastgeber Raúl Castro in seiner Begrüßungsrede Großbritannien dazu auf, sich mit Argentinien an den Verhandlungstisch zu setzen und die Souveränitätsrechte neu zu verhandeln. In der gemeinsamen Abschlusserklärung erklärten die Gipfelteilnehmer ihre Solidarität mit Argentinien in der Malwinen-Frage.
Keinen Eingang in die gemeinsame Deklaration fand indes eine kurzfristig von der argentinischen Präsidentin auf die Agenda gebrachte Forderung: Nämlich, dass „spekulative Finanzaktionen“ in Region zu verurteilen seien. Die Initiative war vor dem Hintergrund der aktuellen Währungsturbulenzen in der Argentinien zu sehen, für die die Kirchner-Regierung vor allem aggressive Finanzspekulationen verantwortlich macht. Bereits vor der Gipfelkonferenz hatte Cristina von Havanna aus Banken und Unternehmen „spekulative Manöver“ auf den Märkten vorgeworfen.
Cristina nutzte den Gipfel in Havanna zu bilateralen Gesprächen mit anderen Staatschefs. Besondere Bedeutung kam dem Treffen mit ihrem uruguayischen Amtskollegen José Mujica zu, denn das Verhältnis zu dem kleinen Nachbarland am Río de la Plata hatte zuletzt wegen der Kapazitätserweiterung der Papierfabrik „Botnia“ und den darauffolgenden argentinischen Handelsrestriktionen stark gelitten. Beide Seiten verabredeten nun, eine Arbeitsgruppe zu installieren, die die Konflikte schlichten soll.
Weitere Gespräche führte Kirchner mit Dilma Rousseff (Brasilien), Nicolás Maduro (Venezuela) und Enrique Peña Nieto (Mexiko). Zudem besuchte Cristina den kubanischen Revolutionsführer Fidel Castro, von dem sie am Sonntag zum Mittagessen eingeladen worden war.
Cristina verließ den Gipfel bereits vor der Abschlussveranstaltung. Zurück in Argentinien klagte sie über Rückenschmerzen und begab sich ins Hospital Austral in Pilar, um sich untersuchen zu lassen. Die Zeitung „Clarín“ berichtet von einer Entzündung des Ischiasnervs.
Im Vorfeld des Gipfels war es in Kuba nach Angaben von Menschenrechtlern zu mehreren Festnahmen Oppositioneller gekommen. Dutzende Aktivisten seien in Gewahrsam genommen, andere erhielten „Warnungen“, hieß es.
Argentinien
Begrenzte Freigabe der Dollar-Käufe
Bürger, die mehr als 7200 Pesos verdienen, dürfen Devisen erwerben
Pesos und Dollars.
Buenos Aires (dpa/mc) – Die Nationalregierung hat die Devisen-Käufe von US-Dollar in begrenztem Umfang freigegeben, aber auf maximal 2000 Dollar im Monat begrenzt. Berechtigt sind Beschäftigte, deren monatliches Nettoeinkommen bei mindestens 7200 Pesos liegt, wie Kabinettschef Jorge Capitanich am Montag in Buenos Aires mitteilte. Es wird der durchschnittliche Verdienst der vergangenen zwölf Monate ermittelt. Wobei laut der Zeitung „Clarín“ auch das 13. Monatsgehalt („aguinaldo“) berücksichtigt werde. Insgesamt kommt so nur rund ein Drittel aller abhängig Beschäftigten in den Genuss des Devisenerwerbs.
Von dem Betrag werden 20 Prozent Steuern einbehalten, es sei denn, der Sparer lässt die Dollar-Summe mindestens zwölf Monate auf seinem Sparkonto liegen. Mit der Wiederfreigabe der seit Oktober 2011 gesperrten Dollar-Käufe reagiert Argentinien auf den starken Devisen-Abfluss.
Beim argentinischen Peso gab es vorige Woche - wie bei anderen Schwellenländer-Währungen auch - deutliche Kursverluste. Zeitweise verlor der Peso gegenüber dem Dollar bis zu zwölf Prozent. Für einen Dollar mussten acht Pesos gezahlt werden. Der Schwarzmarktkurs lag sogar zeitweise bei rund 13 Pesos. Die Zentralbank hatte daraufhin zur Stützung erneut 180 Millionen Dollar verkauft.
Der Höchstbetrag fällt mit 2000 Dollar deutlich niedriger aus als vor der Einführung der Devisenverbote 2011. Seinerzeit konnten die Bürger bis zu 2 Millionen Dollar pro Monat kaufen. Eine Möglichkeit, von der Néstor Kirchner, der mittlerweile verstorbene Gatte der Präsidentin, im Oktober 2008 in vollem Umfang Gebrauch machte.
Die Käufe werden nach den seit Montag geltenden Regeln auf maximal 20 Prozent des individuellen Einkommens beschränkt. Für Beschäftigte mit einem Einkommen von 7200 Pesos, was dem zweifachen Mindestlohn entspricht, wären dies bei einem Kurs von 1 :8 also 180 Dollar im Monat. Wer den erlaubten Höchstsatz von 2000 Dollar kaufen will, muss 80.000 Peso im Monat verdienen.
Unverändert ließ die Regierung indes die Bestimmung für Käufe mit der Kreditkarte im Ausland, die weiter mit 35 Prozent besteuert werden. Capitanich hatte noch am Freitag der Vorwoche erklärt, dass diese Gebühr auf 20 Prozent gesenkt werde.
Der Kabinettschef versicherte mit Blick auf den Peso-Kursverlust, dass dies nicht zu einem Anstieg der Inflation führen werde. 2013 lag die Teuerungsrate in der drittgrößten Volkswirtschaft Lateinamerikas nach Schätzung privater Experten bei 28,3 Prozent. Offizielle Statistiken weisen die Inflationsrate dagegen mit „nur“ 10,9 Prozent aus.
Bis Wochenmitte hatten Argentiniens Sparer bereits rund 13 Millionen Dollar gekauft. Laut Capitanich seien bislang fast 200.000 Anträge zum Kauf von etwa 100 Millionen Dollar eingegangen. Die hohen Schwarzmarktkurse für Devisen konnten durch die Maßnahmen noch nicht signifikant gesenkt werden.
Siehe Analyse im Wirtschaftsteil.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Tödliche Schlammlawine
14 Tote - so lautet die verheerende Bilanz einer Lawine aus Geröll, Schlamm und Steinen, die Ende voriger Woche die Gemeinde El Rodeo in der Provinz Catamarca heimsuchte. Der an den Hängen der Sierras de Ambato gelegene Ort war zum Zeitpunkt des Unglücks voller Menschen, die zu einem Konzert des Sängers Abel Pintos gekommen waren. Auslöser der Katastrophe waren heftige Regenschauer. Sie führten dazu, dass sich die Flüsse und Bäche der Gegend in reißende Gewässer verwandelten und Schlamm und Steine in die Tiefe rissen. Einige der Steine wiesen einen Durchmesser von bis zu drei Metern auf. Ganze Familien kamen bei dem Inferno ums Leben. In den Tagen nach dem Unglück waren rund 600 Einsatzkräfte unermüdlich im Einsatz, um Vermisste zu finden. Mitte der Woche wurde noch eine Person gesucht. Der entstandene Sachschaden war immens. 50 Personen mussten evakuiert werden und konnten zunächst nicht in ihre beschädigten Häuser zurückkehren.
Änderungen bei Cablevisión
Beim Senderangebot von Cablevisión wird es ab sofort einige Änderungen geben. Darauf verständigten sich der zur „Clarín“-Gruppe gehörende TV-Anbieter und die Regierung. Hintergrund sind die Anpassungen an das Mediengesetz, gegen das sich „Clarín“ lange Zeit juristisch gewehrt hatte. Zu den wichtigsten Neuerungen zählt, dass der staatliche Sender TV Pública ab sofort auf Kanal 11 laufen wird. Dort konnte man bislang den privaten Nachrichtensender TN finden. Dieser wechselt stattdessen auf Kanal 8. TV Pública wird somit zwischen den quotenstarken Sendern Telefé und El Trece liegen. Einen weiteren Wechsel gibt es für den Sender Canal 9, der auf Kanal 13 geht. Den freigewordenen Kanal 9 nimmt stattdessen América TV ein. Des Weiteren nimmt Cablevisión drei Sender neu in sein Analogangebot auf: Das Kinderprogramm Paka Paka, den staatlichen Kino-Sender IncaaTV und den venezolanische Sender Telesur, der auf Linie der Regierung in Caracas liegt.
Trauer um Jorge Obeid
Er gehörte zu den prägenden Führungspersönlichkeiten des Peronismus in der Provinz Santa Fe: Jorge Obeid. Am Dienstag ist der einstige Gouverneur im Alter von 66 Jahren gestorben. Seit dem vorangegangenen Freitag befand sich Obeid aufgrund einer Thromboembolie in stationärer Behandlung. Der Gesundheitszustand des Politikers, der seit Längerem an einer schweren Krankheit litt, verschlechterte sich dramatisch. Obeid war 1947 in Diamante in der Provinz Entre Ríos zur Welt gekommen. Für sein Ingenieursstudium ging er nach Santa Fe, der Hauptstadt der gleichnamigen Provinz. Dort brachte er es zum Bürgermeister (1991 bis 95) und später zum Gouverneur. Letzteres Amt bekleidete er sogar zweimal (1995 bis 99 und 2003 bis 2007). Teilweise erreichte er Wahlergebnisse von über 50 Prozent. Bei den Parlamentsteilwahlen im Vorjahr war er Spitzenkandidat der links-peronistischen Regierungskoalition „Front für den Sieg“ und zog als Abgeordneter in die Deputiertenkammer ein.
Macri und Moyano
Lange Zeit standen sie auf verschiedenen Seiten der politischen Auseinandersetzung: Hauptstadtbürgermeister Mauricio Macri und die beiden Gewerkschaftsführer Hugo Moyano und Luis Barrio-nuevo. Doch die gemeinsame Gegnerschaft zur Nationalregierung brachte die einstigen Opponenten nun an einen Tisch. In der Usina del Arte in La Boca trafen sie sich am Dienstag, um Gemeinsamkeit zu demonstrieren. Es gebe überhaupt kein nennenswertes Problem zwischen ihm und den Gewerkschaftern, hob Macri hervor. Die Abgeordnete Patricia Bullrich von Macris Pro-Partei ergänzte: „Wenn man mit den Gewerkschaften spricht, bricht man den diesbezüglichen Exklusivitätsanspruch der Regierung.“ Gerade Bullrich war, als sie in der Regierung des Radikalen Fernando de la Rúa als Arbeitsministerin amtierte, Ziel heftiger Attacken Moyanos gewesen, der sie als „Mädchen“ bezeichnete. Doch davon war bei dem Gedankenaustausch, bei dem es vor allem um die Themen Preisanstieg und Devisen ging, nun nichts mehr zu spüren.
Bahnfahrt teurer
Der neue Schnellzug der Linie „Roca“ zwischen dem Hauptstadtbahnhof Constitución und La Plata ist seit seiner Einführung vor wenigen Tagen bei den Fahrgästen gut angekommen. Klimaanlage, nummerierte Sitze, eine Stunde bequeme Fahrzeit – und das viermal am Tag. Doch der Komfort hat seinen Preis. Startete der Service vor gut einer Woche mit einem Fahrpreis von acht Pesos, soll er ab Montag nun 16 Pesos kostet. Eine Erhöhung um 100 Prozent wenige Tage nach Einführung der neuen Züge. Und dieser Tarif gilt nur für die Inhaber der SUBE-Karte. Ohne diese soll eine Fahrt nach La Plata gar 22 Pesos kosten. (AT/mc)
Meinung
Regierung in der Krise
Als ob in Argentinien derzeit alles völlig normal wäre, reiste Präsidentin Cristina Kirchner vorzeitig nach Kuba, um an einer weitgehend überflüssigen Tagung der Regierungschefs lateinamerikanischer und Karibik-Länder teilzunehmen, von der überhaupt nichts politisch Relevantes zu erwarten ist. Die Organisation (spanisches Kürzel CELAC) umfasst alle lateinamerikanischen und Karibik-Länder, die USA und Kanada machen nicht mit. Für sie genügt die Organisation Amerikanischer Staaten mit Sitz in Washington. Kuba wurde 1962 als Mitglied ausgesetzt, eine Maßnahme, welche inzwischen widerrufen wurde, ohne dass Kuba davon Notiz genommen hätte.
In Kuba wurde die Präsidentin mit ihrer Tochter Florencia von Fidel Castro zum Mittagessen eingeladen. Fidel befindet sich angeblich im Ruhestand, ist aber politisch stets präsent, während sein Bruder Raúl Castro als sein Nachfolger sich bemüht, die kubanische Wirtschaft anzukurbeln, was ihm bisher kaum gelungen ist. Kommunismus und Marktwirtschaft sind bekanntlich inkompatibel, wie das chinesische Beispiel zeigt, wo der Kommunismus die Politik beherrscht, aber die Wirtschaft marktwirtschaftlich funktioniert.
Ein ähnlicher Widerspruch wohnt der argentinischen Krise inne, die sich gegenwärtig am Devisenmarkt nach einer brutalen Abwertung austobt und ständig neue dirigistische Kontrollmethoden fordert, während sich die Präsidentin in Kuba aufhält und so tut, als ob daheim alles in bester Ordnung wäre. Die Folgen der Abwertung verunsichern alle Marktträger, die nicht wissen, wohin sich die Wirtschaft bewegt und welche neuen dirigistischen Maßnahmen die Regierung ergreifen wird, um der Situation Herr zu werden - bislang vergeblich. Davon nimmt die abwesende Präsidentin öffentlich keine Notiz. Sie überlässt ihren Mitarbeitern Kabinettschef Jorge Milton Capitanich und Wirtschaftsminister Axel Kicillof die Kommunikation. Capitanich hat inzwischen seine täglichen Pressekonferenzen eingeschränkt, wogegen Kicillof Pressegespräche mit der regierungsfreundlichen Zeitung „Página/12“ unterhält und allerlei finstere Machenschaften der angeblichen Gegner der Regierung an die Wand malt, die er als konzentriert, das heißt im marxistischen Sprachgebrauch monopolistisch, umschreibt und sie beschuldigt, die Regierung destabilisieren, lies gewaltsam absetzen zu wollen. Das kann freilich nur mit dem Einsatz der Streitkräfte geschehen, die derzeit politisch geschwächt sind und kraft des Oberkommandierenden der Armee der Präsidentin nahestehen. Oberstleutnant Sergio Berni sorgt als Sicherheitssekretär gelegentlich für Ruhe und Ordnung, wenn Krawalle entstehen.
Die Probleme Argentiniens, die der Präsidentin offenbar über den Kopf wachsen, die aber trotzdem bestehen, gibt es in ihrer Sprachregelung nicht. Inflation ist ein verpöntes Wort, das sie niemals benutzt und ihre Mitarbeiter verschweigen müssen, obwohl die allgemeine Zunahme der Preise weitergeht und neuerdings durch die von der Regierung verordnete Abwertung geschürt wird.
Die Stromkrise in Buenos Aires und Umgebung als Folge des heißen Sommers gibt es laut der Präsidentin auch nicht. Hingegen kümmert sie sich um eine Verbesserung der Einkommen Jugendlicher, die weder studieren noch arbeiten und daher vielfach Opfer der Drogensucht werden. Immerhin findet die Polizei laufend illegale Drogen, die mangels Radareinrichtungen von Bolivien eingeflogen werden, um weiter nach Europa transportiert oder im Lande konsumiert zu werden, wo der Drogenhandel blüht und süchtige Jugendliche in den frühen Tod treibt.
Für die Präsidentin ist unterdessen alles eitel Sonnenschein. Sie beschränkt sich darauf, die neuen Sozialleistungen ihrer Regierung immer wieder hochzuspielen, ohne sich um die inflationäre Geldschöpfung kraft Haushaltsdefizit zu kümmern, mit deren Pesos die Bevölkerung Dollar kauft, wo immer sie am billigsten zu haben sind.
Meinung
Lahme Ente Obama
Von Stefan Kuhn
Deutschland steht gut da bei den US-Amerikanern. Das brachte eine am Donnerstag von der Deutschen Botschaft in Washington veröffentlichte Studie zu Tage. Demnach haben 59 Prozent der US-Bürger einen „starken Eindruck“ von Deutschland. 60 Prozent halten die Bundesrepublik für eine „moderne und nach vorne denkende“ Gesellschaft. Die Zahlen beziehen sich auf November 2013.
Umgekehrt ist das nicht der Fall. Nach einer ebenfalls im November vom deutschen Fernsehen in Auftrag gegebenen Studie vertrauen 61 Prozent der Deutschen den USA nicht. Das ist nach NSA und dem Abhören des Handys der Bundeskanzlerin auch verständlich. Es dürfte allerdings nicht der alleinige Grund sein. In Deutschland hat man inzwischen die Geduld mit dem US-Präsidenten verloren. Seine Beliebtheit in Deutschland lag im November noch bei 43 Prozent, hat sich aber in zweieinhalb Jahren halbiert. Er redet schön und bewirkt fast nichts.
Auch seine jüngste Rede zur Lage der Nation ist so ein Beispiel. Sie war immerhin kämpferisch, aber das war’s dann schon. Obama will unter anderem den Mindestlohn um ein Drittel anheben und das Gefangenenlager Guantánamo auf Kuba endlich schließen. Auf letzteres wartet die Welt schon über fünf Jahre. Es war eines der Wahlversprechen im Präsidentschaftswahlkampf 2008. Notfalls will Obama seine Ziele auch gegen die republikanische Mehrheit im Repräsentantenhaus durchsetzen. Das hört sich nach Resignation an, denn die Verfassung setzt ihm enge Grenzen. Er kann zwar sein Veto gegen Kongressbeschlüsse einlegen, aber per Dekret regieren, wie das argentinische Staatsoberhaupt, nur in geringem Maße.
Viele sehen den US-Präsidenten schon jetzt als „lahme Ente“ (lame duck). Ein Begriff, der normalerweise für das letzte Jahr oder die letzten beiden Jahre der zweiten Amtszeit gebraucht wird. Im letzten Jahr beginnt der Präsidentschaftswahlkampf ohne den Amtsinhaber, der nicht wiedergewählt werden kann. Ein Jahr vorher finden Kongresswahlen statt. Mit den daraus resultierenden Mehrheiten muss der Präsident die letzten beiden Jahre seiner Amtszeit regieren. Im November 2014 finden solche Zwischenwahlen statt. Obama muss befürchten, dass seine Demokratische Partei dabei auch die Mehrheit im Senat verliert. Dann könnte er wirklich nur noch per Veto regieren.
Die Deutschen urteilen da etwas ungerecht. Obama ist US-Präsident und kein Heilsbringer für die Welt - auch wenn man ihm (etwas vorschnell) schon im ersten Amtsjahr 2009 den Friedensnobelpreis verliehen hat. Außenpolitisch vertritt das Staatsoberhaupt immer die Sicherheitsinteressen der USA, auch wenn diese bisweilen paranoide Züge haben.
Der Präsident hatte nicht einmal zwei Jahre Zeit, seine Wahlversprechen zu verwirklichen. Im November 2010 verlor seine Demokratische Partei die Mehrheit im Repräsentantenhaus. Die siegreichen Republikaner ließen sich von der obskuren Tea-Party-Bewegung dominieren. Laut der Umfrage der Deutschen Botschaft hat die Bewegung lediglich zwei Prozent Anhänger in der Bevölkerung. Auch Obamas letzter demokratischer Vorgänger Bill Clinton musste nach zwei Jahren bis zum Ende seiner achtjährigen Amtszeit mit einem republikanisch dominierten Kongress regieren. Aber damals waren die Republikaner wie auch der Präsident kompromissbereit. Obama hat lediglich die Abgeordnetenkammer gegen sich, aber die republikanische Mehrheit betreibt, von der Tea Party getrieben, Fundamentalopposition.
In der Theorie ist das Regierungssystem der USA mit ihren „Checks and Balances“ (Kontrolle und Gleichgewichte) ideal. Das Land hat im Gegensatz zu Staaten mit parlamentarischen Regierungssystemen wie Deutschland eine echte Gewaltenteilung. Bei Fundamentalopposition der Legislative oder auch der Exekutive (Präsidentenveto) funktioniert das ganze System allerdings nicht mehr. Im Grunde genommen ist Obama schon seit 2010 eine „lahme Ente“
Wirklich Bilanz ziehen kann man erst in drei Jahren, wenn Obamas Amtszeit endet. Vielleicht ändert sich ja noch etwas. Zumindest die Fundamentalopposition der Republikaner scheint gebrochen. Seit kurzem haben die USA wieder einen Staatshaushalt. Die Republikanische Partei hat wohl gemerkt, dass man mit Tea-Party-Parolen Abgeordnetensitze gewinnen kann, aber keine Präsidentschaftswahlen.
Vielleicht werden dann die Deutschen wieder ähnlich über die USA denken, wie die US-Amerikaner über Deutschland. Auch wenn letzteren die deutsche Meinung ziemlich egal sein dürfte.
Meinung
Randglossen
Kaum aus Kuba heimgekehrt, musste sich die Präsidentin Cristina Kirchner einer Untersuchung über Rückenschmerzen, Spanisch genannt „lumbalgia“ im gleichen Hospital Austral unterziehen, wo ihr vorher ein Blutgerinnsel im Gehirn entfernt wurde, das sie sich nach einem Ohnmachtsanfall zugezogen hatte. All das schürt die umlaufenden Gerüchte über ihren echten Gesundheitszustand. In Kuba sprach sie vor der Versammlung der Celac-Konferenz lateinamerikanischer und Karibik-Präsidenten mit ihrer üblichen Rhetorik, als ob sie sich bester Gesundheit erfreute und keine Rückenschmerzen erlitt, derweil Argentinien abermals ein Abwertungschaos mit Preiskontrollen, Bußen und allerlei Verboten erlebt. Alles wie gehabt.
Plötzlich wurde die Öffentlichkeit informiert, dass zahlreiche Senegalesen sich in Buenos Aires aufhalten, die offenbar in den letzten Jahren aus Afrika eingewandert sind. Am Fernsehen konnte man vernehmen, dass sie bereits Spanisch sprechen, allerdings kaum flüssig. Sie protestierten mit einer mehrstündigen Kundgebung, weil sie als Straßenhändler, Spanisch „manteros“, Waren anboten, ohne offiziell zugelassen worden zu sein. „Manteros“ sind illegale Händler, die auf Straßen ihre Tücher, Spanisch „mantas“, mit ihrem Warenangebot legen. Das ist freilich illegal und stellt eine unlautere Konkurrenz zu den Läden dar, die Steuern, Mieten und Gehälter bezahlen. Dank der mehrstündigen Kundgebung im Fernsehen ist die Problematik der „Schwarzhändler“, die meist gefälschte Markenwaren verkaufen, einer breiteren Öffentlichkeit deutlich geworden.
Der NSA-Whistleblower Edward Snowden hat dem deutschen Fernsehen ein Interview gegeben und eigentlich keine Neuigkeiten „verpfiffen“. Dass die USA Wirtschaftsspionage in Deutschland betreiben, ist nun wirklich nicht überraschend. Das Gegenteil wäre der Fall. Überraschend ist jedoch die Aussage des Verfassungsschutzpräsidenten Hans-Georg Maaßen. Er hält dies für „abwegig“. Sein Geheimdienst habe keine Kenntnis von solchen Maßnahmen, sagte der deutsche Chefspion in einem Interview. Er hält Snowden für wenig glaubwürdig. Sein Dienst habe auch keine Beweise dafür gefunden, dass die NSA das Handy der Bundeskanzlerin abgehört habe. Vielleicht ist ja der Inlandsgeheimdienst für solche Aufgaben nicht genug qualifiziert.
In Berlin sieht man das anders. Inzwischen haben sich, bis auf eines, alle Bundesministerien mit abhörsicheren Handys eingedeckt. Die Bundesregierung hätte sicher nicht in Washington gegen die Abhörpraxis der NSA protestiert, wenn es keine „sicheren Erkenntnisse“ darüber gäbe, dass Angela Merkels Handy abgehört wurde. „Ausspähen unter Freunden - das geht gar nicht“, sagte die Kanzlerin. Vielleicht hätte sie vorher den Verfassungsschutz konsultieren sollen. Maaßen selbst sollte sich ein Beispiel an seinen Kollegen in den USA nehmen. Die schweigen nämlich, bevor sie etwas Falsches von sich geben. Im besten Fall hat sich der Verfassungsschutzpräsident als Ignorant geoutet, der den anderen Beschwichtigern in nichts nachsteht. Das waren Innenminister Hans-Peter Friedrich (CSU) und Kanzleramtsminister Ronald Pofalla (CDU). Beide sind nicht mehr im Amt.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 8,025, um 0,19% über der Vorwoche und um 23 % über Ende Dezember 2013. In 12 Monaten erreichte die Abwertung 60%, womit der Kursrückstand weitgehend aufgeholt wurde. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 28,27 Mrd., gegen u$s 29,26 Mrd. eine Woche zuvor. In einer Woche (Donnerstag bis Donnerstag) verlor die ZB ca. eine Milliarde Dollar, davon u$s 250 Mio. allein am Donnerstag dieser Woche. Für Sparzwecke wurden bis zum Donnerstag Devisen in Höhe von u$s 68,3 Mio. abgegeben, davon 91% in bar und nur 9% in Form von Dollardepositen. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.03.14 bei $ 8,385, zum 30.06.14 bei $ 9,08 und zum 29.08.14 bei $ 9,63. Der Terminkurs zum 30. Dezember 2014 lag um 41,9% über Ende Dezember 2013. Ende Januar wurden Zahlungen für über $ 5 Mrd. fällig, die sich aus der Differenz von ZB-Terminverkäufen und dem Tageskurs ergeben, die die ZB auszahlen musste. Der Abwertungsprung vom 24. Januar kam die ZB sehr teuer zu stehen. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 12,60. Bei Überweisungen mit Bonex X und Boden 15 ergab sich ein Kurs von $ 10,99.
***
Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 1,49 % und liegt 8,66 % über Ende 2013.
***
Par-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 2,67% und gegen Ende 2013 2,67%. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 4,66% und im Laufe des Jahres 6,74%. Boden 2015 gingen in einer Woche um 4,76% und gegen Ende 2013 um 10,22% zurück. Boden 2014 verloren zur Vorwoche 2,63% und liegen mit 0,45% im Plus seit Jahresende, und Global 2017 Arg. verloren 4,94% und lagen 12,17% im Minus seit Jahresende 2013.
***
Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 210,94 (Vorwoche $ 213,47) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 301,34 (Vorwoche $ 304,96).
***
Der Rindfleischpreis ab Schlachthaus stieg letzte Woche um bis zu 20%. Metzger und Supermärkte bemühen sich jedoch, diesen Sprung nur schrittweise auf die Preise abzuwälzen. Diese Hausse hat wenig mit der Abwertung zu tun, da wenig Rindfleisch exportiert wird. Vielmehr handelt es sich um eine Angebotsverringerung, weil als Folge der jüngsten Regenfälle, die den Zustand der Weiden verbessert haben, Rinder einbehalten werden, um sie auf ein höheres Gewicht zu bringen. Beiläufig wirkt auch die Tatsache, dass der Rinderbestand unter den Kirchners um netto 8 bis 10 Mio. Kühe gesunken ist und jetzt nur 51 Mio. Tiere beträgt, bei einer höheren Bevölkerung, die über ein viel höheres Einkommen verfügt.
***
Die Getreidebörse von Rosario weist darauf hin, dass die jüngsten Regenfälle die Sojabohne „gerettet“ haben, so dass man mit einer Rekordernte zählen kann. Hingegen kam der Regen für einen grossen Teil der Maisplanzungen zu spät, weil Mais vorher gesät wird und im Anfangsstadium viel Feuchtigkeit benötigt, die nicht vorhanden war. Die Gesamternte von Getreide und Ölsaat für die Periode 2013/14 wird auf alle Fälle über 100 Mio. t liegen, voraussichtlich auch den Vorjahresrekord von 103 Mio. t übertreffen, jedoch nicht die 112 Mio. t erreichen, die Fachleute vor einigen Monaten in Aussicht gestellt hatten. Der Umfang der Ernte ist für die Konjunktur entscheidend.
***
Die Argentinische Handelskammer (Cámara Argentina de Comercio, CAC) hat das Ergebnis einer Erhebung der Consulting-Firma CCR bekanntgegeben, gemäss der Super- und Hipermärkte im Dezember einen interanuellen Umsatzrückgang (in Mengen) von 0,1% auswiesen, wobei jedoch Dezember um 11% über November 2013 lag. Die Entwicklung war jedoch bei den verschiedenen Produkten sehr unterschiedlich: bei alkoholfreien Getränken fand eine internauelle Zunahme von 16,3% statt (bedingt durch die Hitzewelle), bei allgemeinen Produkten des Kolonialwarenbereiches („almacén“) eine von 0,5%, bei alkoholischen Getränken eine von 0,1% (mit einer hohen Zunahme bei Bier, auch wegen der Hitze, und einer Abnahme bei anderen Getränken). Hingegen nahm der reale Umsatz bei Milch und Milchprodukten gegenüber Dezember 2012 um 1% ab, der von Haushaltsartikeln um 5,7%, der von gefrorenen Nahrungsmitteln um 5,7% und der von Süssigkeiten um 8,4%. Das ganze Jahr 2013 lag jedoch um 2,5% über 2012. Diese Zahlen reimen sich nicht mit denjenigen des INDEC zusammen, die wir weiter unten bringen.
***
Die Bautätigkeit nahm 2013 um 7% zu, hat die Kammer der Bauwirtschaft (Cámara Argentina de la Construicción) berechnet. Der Zementverbrauch erreichte mit 11,9 Mio. Tonnen einen Rekord. Die Baukosten stiegen laut INDEC in 12 Monaten zum Dezember 2013 um 20,9%.
***
Landwirtschaftsminister Carlos Casamiquela erklärte, seine Fachleute hätten den zurückbehaltenen Bestand an Sojabohne der vergangenen Ernte auf 8 Mio. t geschätzt, was einen Export von ca. u$s 3,5 Mrd. entspricht. Der Minister wies darauf hin, dass nach dem Abwertungssprung der Vorwoche keine weitere Abwertung zur erwarten sei, so dass die Landwirte ihre Sojabohne jetzt verkaufen werden. Ohnehin benötigen die meisten das Geld für die Aussaat der diesjährigen Sojapflanzungen, wobei die Haltung in grossen Kunststoffschläuchen auch zeitlich begrenzt ist.
***
Letzte Woche verfiel der Staatsbonds Bocan 14, allgemein als Bonar 14 bekannt, für nominell $ 23 Mrd. Davon wurden $ 19 Mrd. umgeschuldet, mit einem Bonds, der 2019 verfällt. Doch $ 4 Mrd. mussten ausgezahlt werden. Die Umschuldung entfällt auf Titel, die die ANSeS hält, so dass dies automatisch ist. Der neue Titel wird laut Badlar-Satz plus 2,5 Prozentpunkte verzinst, was heute einem Satz von 26,5% entspricht. Auch hier kommt die allgemeine Zinserhöhung zum Ausdruck, die die ZB letzte Woche eingeleitet hat.
***
Die zuständigen Ämter des Landwirtschaftsministeriums, sowie private Organisationen, rechnen für die Periode 2013/14 mit einer Weizenproduktion von ca. 9 Mio. t, eine Zunahme um ca. 10% gegenüber dem Vorjahr. Dieser Zuwachs stützt sich ausschliesslich auf einer Zunahme von 16% der bebauten Fläche, die auf 3,7 Mio. ha gestiegen ist, jedoch immer noch weit hinter den 5,9 Mio. ha zurückbleibt, die 2007/08 mit Weizen gesät wurden. Die Erträge der laufenden Ernte dürften geringer als die der vergangenen Ernte ausfallen. Bei Sojabohne geht man von 55 Mio. t (+13% gegenüber Vorjahr) aus, bei einer 4% höheren bebauten Fläche und höherer Erträge. Bei Mais wird mit 30 Mio. t gerechnet, 6% unter dem Vorjahr. Legt man die aktuellen FOB-Preise zugrunde, so würde die Agrarwirtschaft aus den genannten Bereichen im laufenden Jahr Exporte über einen Wert von u$s 28,7 Mrd. erzielen. Davon würden 82% auf die Sojaexporte entfallen, während auf Mais 14% enfällt und der Weizenanteil erneut zurückgehen würde.
***
Die ZB hat bei der Wechselausschreibung vom letzten Dienstag die Zinsen um 6 bis 7 Prozentpunkte auf fast 26% erhöht. Das ist ein deutliches Signal für die Banken, damit sie die Zinsen für Fristdepositen erhöhen. Auf diese Weise soll den Dollarkäufen, die jetzt auch (beschränkt) für Sparer zugelassen wurden, entgegen gewirkt werden. Die Ausgabe von Lebac erreichte $ 9,05 Mrd., wobei gleichzeitig die Zahlungen für Amortisation bestehender Lebac $ 3,43 Mrd. betrugen, so dass netto $ 5,08 Mrd. aufgesogen wurden. Die monetäre Kontraktion über Lebac und Nobac erreicht somit im Januar 2014 schon $ 11,2 Mrd. Diese neue Geldpolitik kommt auch darin zum Ausdruck, dass die Geldmenge (monetäre Basis, gleich Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) in 12 Monaten zum 17. Januar um 22,62% zunahm, und im Januar um 2,85% abnahm. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das die ZB zur Messung der monetären Entwicklung verwendet, stieg in 12 Monaten um nur 22,93% und nahm im Januar um 6,77% ab.
***
Die Nationale Wertpapierkommission (Comisión Nacional de Valores, CNV) hat durch Beschluss 624/14 (Amtsblatt vom 28.1.14) verfügt, dass die Börsenmakler täglich über die Geschäfte mit Aktien, Obligationen und Staatstitel berichten müssen, die sie tätigen. Dabei müssen auch die Namen der Käufer und Verkäufer mitgeteilt werden, ebenfalls die Währung des Geschäftes und die Frist der Abwicklung (sofort oder in 72 Stunden). Diese Massnahme zielt auf die Devisengeschäfte ab, die über Staatsbonds abgewickelt werden, die auf Dollar lauten und sowohl in Buenos Aires wie in New York gehandelt werden. Diese Geschäfte sind legal, wobei sich ein Kurs ergibt, der über dem offiziellen, aber unter dem Schwarzkurs für Dollarnoten liegt. Angeblich werden jedoch viele Dollarkäufe, die auf diese Weise vollzogen werden, mit Mitteln getätigt, die steuerlich nicht angegeben worden sind.
***
Das Bauunternehmen Austral Construcciones, das formell dem Strohmann der Kirchners Lázaro Báez gehört, ist in finanzielle Schwierigkeiten geraten, seit im April eine Untersuchung wegen Geldwäsche eingeleitet wurde. Das Unternehmen hat unter Néstor Kirchner als Gouverneur der Provinz Santa Cruz, und danach als Präsident, und auch unter CFK, zwischen 2004 und 2012 54 Bauuaufträge in der Provinz erhalten und dafür Zahlungen in Höhe von $ 4,5 Mrd. erhalten. 90% der öffentlichen Bauten in der Provinz entfielen auf Unternehmen von Báez, der vorher ein kleiner Angestellter der Provinzbank war, und weder Erfahrung noch Kapital hatte, um ein grosses Bauunternehmen zu betreiben. Letztes Jahr wurden die Zahlungen an Báez aufgehoben, was dazu führte, dass Schecks für $ 154.927 nicht bezahlt werden konnten. Báez hofft, dass Planungsminister De Vido dieses Jahr ca. $ 1 Mrd. für Strassenbauten in Santa Cruz bewilligen wird, die zum grössten Teil für seine Unternehmen bestimmt sind. Die Zweifel über den Ursprung des Vermögens von Lázaro Báez und die Beteiligung der Kichners an seinen Geschäften wurden noch nicht geklärt; aber es laufen schon gerichtliche Verfahren über den Fall. Ebenfalls wurde bekannt, dass Báez eine grosse Zahl von Zimmern in Hotels der Kirchners in Calafate für längere Zeit gemietet hatte, ohne sie zu besetzen. Auf diese Weise wurde Geld von Austral Construcciones auf die Kirchners übertragen.
***
Am Montag haben Wirtschaftsminister Kicillof und Handelssekretär Costa über hundert bedeutende Unternehmer einberufen, um über die Preiserhöhungen zu sprechen, die nach der grossen Abwertung von Freitag der Vorwoche verfügt worden waren. Die hohen Beamten erklärten ihnen, diejenigen, die neue Preislisten an ihre Kunden verschickt hätten, würden bestraft. Bei elektrischen Haushaltsartikeln wurden schon Strafen verhängt, weil in vielen Fällen die Preise nicht im Schaufenster aufgeführt werden. Kicillof wies darauf hin, dass es keine weiteren Kurssprünge auf dem offiziellen Markt geben werde, so dass die Unternehmer bei ihrer Kalkulation keinen höheren Kurs einberechnen sollten. Den Kurs von $ 8 pro Dollar bezeichnete der Minister als „Konvergenzkurs“, was als so etwas wie „Gleichgewichtskurs“ ausgelegt werden könnte.
***
Wirtschaftsminister Axel Kicillof hat YPF (und auch der Firma Oil, vom K-Unternehmer Cristóbal López) angeordnet, keine weiteren Preiserhöhungen vorzunehmen. Auch Shell, Axion (vormals Esso) und Petrobrás wurden im gleichen Sinn angewiesen, sind jedoch nicht gezwungen, ihre Preise einzufrieren, weil es keine gesetzliche Norm in diesem Sinn gibt. Indessen wurden die Preise für Benzin und Dieselöl an vielen Tankstellen von Oil und Petrobrás schon vorher um bis zu 13% angehoben.
***
Um 24,1% innerjährlich auf u$s 4,14 Mrd. sind die argentinischen Exporte von Bergbauprodukten im Jahr2013 zurückgegangen, was vornehmlich auf den allgemeinen Preisrückgang zurückzuführen ist, berichtet das Consulting Büro IES. Kanada, Deutschland, die Schweiz und Brasilien sind die wichtigsten Kunden.
***
Die ehemalige Textilfirma Gatic ist nach zehn Jahren Betreibung durch Belegschaftsmitglieder auf die Genossenschaft „Textiles Pigüe“ übergegangen. Von den insgesamt sechs Werken gehören nun zwei der Genossenschaft. Die weiteren vier befinden sich in den Händen der Gemeinde Saavedra, dessen Hauptort Pigue ist. Hier wird das Rathaus ein Technologiepol errichten lassen.
***
Als direkte Folge der erhöhten Kfz-Verkäufe, stieg im vergangenen Jahr auch der Benzinverbrauch um 3,92%. Im innerjährlichen Vergleich stiegen die Verkäufe insbesondere bei Superbenzin um 9,4% auf 5881 Mio. Litern, berichtete das Portal surtidores.com.
***
Die sogenannten „gute Geier“, auch als „Gramercy-Vorschlag“ bekannt, behaupten, schon 30% bis 75% einer kritischen Masse erreicht zu haben, um den Holdouts, einschliesslich den „Geierfonds“, eine Beendigung des Konflikts mit der unbezahlten argentinischen Staatsschuld auf Verhandlungsebene anzubieten. Nach Ansicht von Marty Flics, von der Anwalskanzlei Linlaters LLP; bedeutet diese hohe Zustimmung, dass man auf der Grundlage einer soliden Basis eine Lösung des Problems erreichen kann. Diesbezüglich gebe es Verhandlungen mit der Deutschen Bank. Die „Gramercy-Lösung“ bezieht sich auf Besitzer von argentinischen Staatspapieren, die aus der Umschuldung von 2005 und 2010 stammen, die sich bereit erklärten, einen Teil der Zinsen und Amortisationen in eine Fonds einzuzahlen, wobei dann mit diesen Mitteln den Holdouts ein Teil (oder die ganze) Differenz zwischen dem Nennwert und der von der argentinischen Regierung gebotenen Zahlung (ca. 30%), plus Awaltshonorare und Gerichtskosten, gezahlt wird. Auf diese Weise soll der noch bestehende Defaultzustand überwunden werden, womit die argentinischen Staatspapiere an der Börse zu einem höheren Kurs gehandelt würden, womit die Bondsinhaber den Verlust wieder einholen und eventuell dabei sogar verdienen. Letzte Woche hat jedoch Paul Singer, der den Fonds Elliot kontrolliert, diese Möglichkeit als „bizarr“ und „betrügerisch“ abgewiesen. Vorher hatten Sprecher der „American Task Force Argentina“ die gleiche Stellung eingenommen. Somit würde der Umtausch gemäss dem „Gramercy-Schema“ nicht die 85% ausstehenden Schuld erreichen, die notwendig sind, um laut US-Recht die Einigung mit bestimmtem Holdouts als allgemeingültig zu erklären.
***
Das Statistische Amt der Provinz San Luis hat für 2013 eine Zunahme des Indices der Konsumentenpreise von 31,9% ermittelt, drei Mal so viel wie die INDEC-Zahl von 10,9%. Der Index, den eine Gruppe von Oppositionsdeputierten als Durchschnitt einiger priater Ermittlungen veröffentlicht, ergab für 2013 ein Plus von 28,4%. Gemäss der Erhebung von San Luis, war die Preiszunahme besonders im letzten Quartal 2013 bedeutend.
***
Der Umsatz von 68 Supermärkten des ganzen Landes lag im Dezember mit $ 17,52 Mrd. um 35% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 11,3% über November, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Ganz 2013 lag der Umsatz um 28,6% über 2012, wobei auch neue Supermärkte hinzukamen. Zu konstanten Preisen stieg der Dezemberumsatz im interanuellen Vergleich um 19,9%, und gegenüber November 2013 um 2,2%. Die Preise lagen im Dezember durchschnittlich um 9,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, was zum Teil auf die einzelnen Preiserhöhungen und zum anderen Teil auf eine andere Zusammensetzung des Warenkorbes der Käufer zurückzuführen ist, die mehr billigere Waren gekauft haben. Hier hat sich auch die Errichtung neuer Supermärkte in ärmeren Gegenden ausgewirkt.
***
Die 36 Shopping Centers (davon 18 in der Stadt Buenos Aires und der Rest in der Umgebung) erreichten im Dezember mit einem Gesamtumsatz von $ 3,43 Mrd. eine interanuelle Zunahme von 28,8%. Im ganzen Jahr 2013 betrug die Zunahme 28,9%.
***
Die Provinzen sind mit insgesamt u$s 11,2 Mrd. verschuldet. Diese vom Consulting-Büro „Economía & Regiones“ errechnete Schuld umfasst sowohl Schulden gegenüber der Nationalregierung, wie die öffentlichen Titel, die an den Wechselkurs mit dem Dollar gebunden sind („dollar linked“), wie auch die Anleihen von ausländischen Banken und internationalen Finanzanstalten. Die Provinz Buenos Aires rangiert an erster Stelle unter den am meisten verschuldeten Provinzen mit u$s 5,5 Mrd., gefolgt von der Bundeshauptstadt mit u$s 1,4 Mrd., Córdoba mit u$s 760 Mio. Neuquén mit u$s 521 Mio., Chubut mit u$s 146 Mio. und Salta mit u$s 130 Mio. Ein Gesamtbetrag von u$s 1,7 Mrd. ist in diesem Jahr fällig. Besonders problematisch sind die an den Wechselkurs mit dem Dollar gebundenen Schulden, deren Pesobetrag mit der Abwertung stark zunimmt.
***
Der Gouverneur von Río Negro Alberto Weretilneck kündigte strenge Sparmassnahmen an. So soll die Anzahl der Beamten auf die Hälfte verringert und das Gehalt der Provinzangestellten um 15% gekürzt werden. Bei den staatlichen Unternehmen soll nur der Direktor ein Gehalt beziehen. Río Negro stand kürzlich in den Schlagzeilen, nachdem bekannt wurde, dass die „Ombudsfrau“ der Provinz, Nadina Díaz, monatliche Bezüge über $ 70.583 erhielt, während ein Abgeordneter $ 46.000 und der Gouverneur selbst $ 59.310 verdient. Weretilneck, der als Vizegouverneur gewählt wurde und das Amt nach dem Tod des gewählten Gouverneurs Carlos Soria (der von seiner Frau erschossen wurde) übernahm, hatte enge Verbindungen mit den Montonero-Terroristen, und hat in diesem Sinn zwei Mitglieder jener Terroristenorganisation, Fernando Vaca Narvaja (seinerzeit Mitglied der obersten Führung) und Ernesto Paillalef, als Minister ernannt.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Kuba hat einen neuen Containerhafen in der kürzlich eröffneten Sonderwirtschaftszone westlich der Hauptstadt Havanna in Betrieb genommen. An der offiziellen Feier in dem Ort Mariel nahm am Montag neben Staatschef Raúl Castro auch Brasiliens Präsidentin Dilma Rousseff teil. Cristina Kirchner hingegen war abwesend und blieb im Hotel. Das rund u$s 960 Mio. teure Projekt wurde vom brasilianischen Bauunternehmen Odebrecht gebaut und zum größten Teil mit einem Kredit der brasilianischen Förderungsbank BNDES finanziert. Der Containerhafen soll ein neues Logistik-Drehkreuz für den Warenverkehr in der Karibik werden. Die Sonderwirtschaftszone war im vergangenen November im Zuge marktwirtschaftlicher Reformen eröffnet worden. (dpa)
***
Die brasilianische Bank Itaú Unibanco, die grösste Privatbank des Landes, hat die Bankhäuser der chilenischen Copebanca in Chile und Kolumbien durch Fusion übernommen. Itaú Unibanco erreicht dadurch Gesamtaktiven von u$s 43 Mrd. und Anlagen von u$s 33 Mrd.
***
Geschäftsnachrichten
Colortex
Dieses Textilunternehmen plant, Maschinen im Werk von La Rioja für das Spinnfasergarn Kevlar einzukaufen. Dieses Garn wird u.a. für kugelsichere Westen verwendet.
Pan American Energy
Dieses Erdölunternehmen, das die Familie Bulgheroni zusammen mit British Petroleum und der chinesischen CNOOC betreibt, hat einen Kredit von der Andenköperschaft (CAF, Corporación Andina de Fomento) von u$s 237,5 Mio. erhalten. Die Mittel werden für die Forschung Förderung von Erdöl und Gas auf dem Meeresgrund, im Golf von San Jorge, und auch auf dem Festland, im Gebiet „Cerro Dragón“, Provinz Chubut, eingesetzt. Es handelt sich um einen Teil des Investitionsprogrammes von u$s 1,2 Mrd., das PAE für dieses Jahr vorgesehen hat. Vom Kredit werden u$s 50 Mio. direkt von der CAF bereitgestellt, und u$s 187,5 Mio. von Banken finanziert: die chinesische ICBC, die brasilianische Banco Itaú, und die französischen Natixis und Credit Agricole.
Wirtschaftsübersicht
Die beschränkte Zulassung von Dollarkäufen für Sparzwecke
Am Freitag der Vorwoche, am gleichen Tag des Abwertungssprunges, kündigte Kabinettschef Capitanich an, dass das Verbot des Kaufes von Dollar für Hortung (im lokalen Jargon als „cepo“ bezeichnet, was sich auf ein Folterinstrument der Kolonialzeit bezieht) aufgehoben worden sei. Das stimmt jedoch nur als Ausnahme. Jetzt wird Personen, die bei der Einkommenssteuer (hier Gewinnsteuer benannt) eingetragen sind und monatlich mindestens $ 7.200 verdienen, erlaubt, bis zu u$s 2.000 monatlich zu kaufen, wobei sie nicht über 20% ihres Einkommens für diesen Zweck aufwenden dürfen. Dir Höchstbetrag von u$s 2.000 stellt zum Kurs von $ 8 pro Dollar $ 16.000 dar, was 20% eines Einkommens von $ 80.000 ausmacht, das eine absolute Ausnahme ist. Für den weitaus grössten Teil der Steuerzahler liegt der Betrag somit unter u$s 500.
Capitanich hatte zunächst von u$s 2 Mio. gesprochen, doch das war ein Irrtum. Auch hatte er erklärt, dass die Namen der Käufer von Dollar zu Hortungszwecken veröffentlicht würden, was er nachher zurücknahm. Ebenfalls hatte er angekündigt, dass der Vorschuss auf die Einkommenssteuer, der bei Käufen im Ausland erhoben wird, die über Kreditkarten getätigt werden, auf 20% verringert wird, was danach auch berichtigt wurde. Er bleibt bei 35%. Es gab hier, wie üblich bei dieser Regierung, viel Improvisation. Bis heute hat offensichtlich niemand in der Regierung das Thema zu Ende gedacht. Und das verheisst weitere Korrekturen und Überraschungen.
Es ist unbegreiflich, dass ausgerechnet jetzt diese zusätzliche Nachfrage nach Dollar geschaffen wird. Denn die ZB-Reserven gehen ständig zurück, und die verfügbaren Reserven, die effektiv eingesetzt werden können, nahen ihrem Ende. Bei den jetzt zugelassenen Dollarkäufen haben private Wirtschaftler mit ca. u$s 8 Mrd. pro Jahr gerechnet. Wahrscheinlich wird es viel weniger sein, auch weil die AFIP viele Gesuche einfach nicht genehmigt, auch wenn sie formell gerechtfertigt sind. Doch auch die Hälfte wäre unerträglich, so lange das strukturelle Zahlungsbilanzproblem nicht überwunden wird, was eine grundsätzlich andere Wirtschaftspolitik erfordert. Einige Tage nach Beginn der Dollarkäufe durch Sparer hat die Regierung die Importgenehmigungen weiter beschränkt, was auch Rohstoffe und Produkte für die industrielle Weiterverarbeitung, auch Ersatzteile und medizinische Produkte umfasst, und grosse Störungen in der Wirtschaft schafft. Einmal mehr hat diese irrationale Regierung falsche Prioritäten zum Ausdruck gebracht.
Bei den Käufen für Sparzwecke wird ein Aufschlag von 20% erhoben, der dann von der Gewinnsteuer abgezogen werden kann. Dieser Vorschuss entfällt, wenn die gekauften Dollar bei einer lokalen Bank auf einem Devisenkonto für ein Jahr deponiert werden. Wenn die gegenwärtige Kursdifferenz zum Schwarzkurs verbleibt, kann der Sparer dabei ca. 50% (plus Abwertung des Peso gegenüber dem Dollar) verdienen, was als Köder wirken dürfte.
In diesem Fall erhält die ZB einen Teil der Dollar in Form von der obligatorischen Hinterlegung eines Teils dieser Depositen bei der ZB zurück, die dann als Reserven gebucht werden, obwohl diese Devisen nicht verkauft werden können. Das Problem stellt sich in einem Jahr, wenn viele dieser Depositeninhaber die Dollar abziehen. Die Regierung rechnet offensichtlich damit, dass sich bis dahin die Lage beruhigt hat, und die Sparer die Dollar nicht abheben, oder die ZB über einen erhöhten Devisenzufluss dies verkraften kann. Das steht jedoch nicht in Aussicht.
Auf alle Fälle erhalten Sparer auf lokale Dollardepositen einen Zinssatz von ca 2%, und wenn dieser erhöht würde, dann wäre der Anreiz noch grösser, die Dollar bei den Banken zu lassen, was im Interesse der ZB und, allgemein, der argentinischen Wirtschaft, liegt. Doch zu diesem Zweck müssten die Möglichkeiten für Kredite in Dollar erweitert werden. Denn nur bei höherer Kreditnachfrage können die Banken höhere Zinsen fordern und dann auch den Sparern mehr zahlen. Bisher können diese Dollardepositen nur für Finanzierung von Aussenhandelsgeschäften eingesetzt werden, aber nicht für solche, die indirekt mit dem Wechselkurs in Beziehung stehen, und auch nicht für langfristige Hypothekarkredite.
Das Problem, dass sich 2002 mit internen Dollarkrediten stellte, war, dass die interne Preisentwicklung nicht mit der Abwertung Schritt hielt, so dass die Dollarschulden in vielen Fällen unbezahlbar wurden. In Mexiko, wo kurz vorher auch ein Abwertungssprung (von eins auf drei) einsetzte, wurde das Problem durch Streckung der Zahlungen gelöst, was die richtige Lösung war. In Argentinien wurden Dollardepositen und Dollarkredite zu künstlich niedrigen Wechselkursen in Pesos umgewandelt, was als „Pesifizierung“ bezeichnet wurde. Dass ausgerechnet eine peronistische Regierung den Dollarschuldnern, die meisten davon reiche Personen und grössere Unternehmen, ein so grosses Geschenk machte, auf Kosten kleiner Sparer und einer drastischen Verringerung des Reallohnes, gehört zu den Ungereimtheiten und Absurditäten, die die argentinische Geschichte so reichlich bietet.
Bei diesen Dollardepositen besteht das Problem grundsätzlich darin, dass die Sparer eine „Pesifizierung“ befürchten, wie die von 2002. Die Konfiskation, die die Sparer damals erlebten, hat sich tief in das Unterbewusstsein der Gesellschaft eingenistet, und lässt sich nicht wiedergutmachen. Jene Massnahme war ein gigantischer Fehler von Präsident Duhalde, der zunächst versprochen hatte, dass der, der Dollar deponiert habe, Dollar erhalten würde, es sich dann jedoch anders überlegte. Dabei war seine erste instinktive Stellungnahme richtig. Er folgte damals dem Rat dem seines Produktionsministers José Ignacio de Mendiguren, der heute Sergio Massa unterstützt und grosses politisches Gewicht hat, was mit dazu beiträgt, die Gefahr eine neuen „Persifizierung“ zu schüren. Jene Zwangsumwandlung in Pesos, begleitet von einer Zahlung der Depositen in Raten auf mehrere Jahre, überschattet heute noch den lokalen Finanzmarkt, obwohl die Richter in allen Fällen, in denen Klagen eingereicht worden waren, entschieden, dass die Banken die Dollar als solche oder in Pesos zum Tageskurs zurückzahlen mussten.
Die argentinische Gesellschaft verwendet den Dollar als Zweitwährung und auch als Rechnungseinheit. Immobiliengeschäfte werden in Dollar vollzogen oder zumindest werden die Werte in Dollar festgesetzt. Unter Menem wurde die nackte Tatsache, dass der Dollar auch intern verwendet wurde, als solche anerkannt, und somit wurden Zahlungen in Dollar legal erklärt und auch Girokonten in Dollar zugelassen, die 2002 wieder verboten wurden. Es verblieben nur Sparkonten in Dollar, die keinen bedeutenden Umfang erreichten, und seit Einführung des Kaufverbotes von Dollar für Sparzwecke stark abgenommen haben.
Zur Zeit der Konvertibilität gab es somit gleichzeitig ein bimonetäres System. ZB-Präsident Pedro Pou ging schliesslich so weit, eine volle Dollarisierung, bei Ausschluss des Peso, vorzuschlagen, wie sie in Ecuador besteht und auch vom nationalistischen Präsidenten Rafael Correa beibehalten wurde. Das war konsequent gedacht, war jedoch politisch nicht möglich. Nebenbei bemerkt: mit dem Dollar als Währung hätten wir keine Inflation, und die Inflationspolitik der Kirchner-Regierungen wäre einfach nicht möglich gewesen. Aber das Land hätte wohl ab 2001 zunächst eine Rezession überstehen müssen, wahrscheinlich schlimmer als die, die effektiv eingetreten ist.
Zurück zu den neuen Massnahmen.Von einer Aufhebung des Verbotes von Dollarkäufen für Hortung kann nicht die Rede sein. Denn einmal sind diese Käufe stark beschränkt, mit Quoten und bei Ausschluss derjenigen, die nicht als Steuerzahler eingetragen sind, sei es weil es sich um Ausländer handelt, die vorübergend im Land weilen, oder um Personen, die schwarz tätig sind, die immer eine bedeutende soziale Gruppe bilden, bei den Beschäftigten über ein Drittel. Auch bei den eingetragenen Steuerzahlern, wird geschätzt, dass 80% von ihnen von vorne herein aussgeschlossen sind, weil sie (legal) zu wenig verdienen. Abgesehen davon stellen sich besondere Probleme: wenn jemand z.B. eine Wohnung verkauft und mit den Pesos, die er erhält, Dollar kaufen will, kann er es nicht tun. Er kann jetzt prinzipiell nur Dollar mit Beträgen kaufen, die er zum 31. Dezember 2013 in bar oder in Bankdepositen in Pesos hielt. Um es den Sparer noch schwieriger zu machen, wurde bestimmt, dass die Dollar nicht mit Bargeld gekauft werden können. Der Käufer muss ein Bankkonto haben und kann dann mit Scheck oder Überweisung (per E-Mail) zahlen. Doch viele Menschen haben kein Bankkonto.
Somit wird der Schwarzmarkt für Dollar (u.a. Währungen), der hier aus unbegreiflichen Gründen als „blue“ bezeichnet wird, weiter bestehen und von den neuen Massnahmen kaum Notiz nehmen. Hingegen wird dieser Markt von der Abwertung des offiziellen Wechselkurses, der hohen Inflation (für Januar rechnen private Ökonomen mit ca. 4%) und der untragbaren Geldschöpfung der ZB weiter in die Höhe getrieben.
In der Praxis lässt sich dieses neue komplizierte System kaum verwalten. Theoretisch müsste das Steueramt bei jedem Gesuch die betreffende Steuererklärung untersuchen. Auch wenn dabei schliesslich nur geprüft wird, ob das angegebene Einkommen das Gesuch rechtfertigt, handelt es sich um eine enorme Arbeit, für die das Steueramt nicht über die notwendigen Beamten verfügt. Denn diese sind schon anderweitig beschäftigt, und haben dabei viel zu tun. Wenn sie sich mit den Gesuchen von Dollarkäufen für Sparzwecke befassen, müssen sie ihre anderen Tätigkeiten vernachlässigen, und das beeinträchtigt im Endeffekt die normalen Steuereinnahmen.
Im Grunde ist die ganze Devisenbewirtschaftung, wie sie in Argentinien besteht und ständig vertieft wird, in der heutigen Welt ein absurder Anachronismus, der störend auf den Aussenhandel, die internationalen Finanzgeschäfte u.a. Devisengeschäfte in beiden Richtungen wirkt. Es ist ein Ineffizienzfaktor der Wirtschaft, der wachstumshemmend wirkt. Das jetzt ausgeklügelte System für Dollarkäufe für Sparzwecke (oder auch um Dollarschulden oder sonst Zahlungen in Dollar auf dem lokalen Markt zu vollziehen) stellt einen neuen Höhepunkt des staatlichen Interventionismus dar, bei dem der Staat immer mehr in die Privatsphäre eindringt, wie es bei totalitären Staaten der Fall ist.
Wirtschaftsübersicht
Rückläufige Industrieproduktion
Der Index der Industrieproduktion des statistischen Amtes (INDEC), benannt EMI (Estimador Mensual Industrial) weist für Dezember 2013 einen interanuellen Rückgang von 5,6% aus, und für das ganze Jahr gegenüber dem Vorjahr einen von 0,2%. Dieser Index wurde Anfang der 90er Jahre eingeführt, an Stelle des bisherigen, der auf einer veralteten statistischen Basis berechnet und jeweils mit grosser Verspätung bekanntgegeben wurde. Der neue Index berücksichtigt nur die Produktion von Grundprodukten, Kfz, Landmaschinen u.a. industriellen Erzeugnissen, über die die Verbände eine Statistik führen, so dass die Daten kurzfristig bekannt sind. Bei Rohstoffen und Industrieprodukten, die für die Weiterverarbeitung bestimmt sind, wird davon ausgegangen, dass diejenigen Industrien, die sie verwenden, sich analog zu ihrem Verbrauch dieser Produkte verhalten. Bei diesem Index werden jedoch die vielfältigen Kleinbetriebe nicht berücksichtigt, die einen unterschiedlichen Mehrwert schaffen, wobei auch ganze Branchen, wie die holzverarbeitende Industrie, die Bekleidungsindustrie, die Lederindustrie und viele andere ausgeschlossen werden. Dennoch kann man davon ausgehen, dass der Index die Tendenz richtig widerspiegelt. In diesem Fall hat das INDEC korrekt gehandelt und die Zahlen nicht frisiert, wie beim Preisindex. Auch die privat berechneten Indices der Industrieproduktion (vom Verband „Unión Industrial Argentina, vom Institut FIEL und von Orlando Ferreres & Partnern) beruhen auf der gleichen primären Information, verwenden jedoch leicht unterschiedliche Wägungen der einzelnen Branchen, so dass sie zu unterschiedlichen Ergebnissen gelangen.
Dass ausgerechnet die Industrie letztes Jahr ein so dürftiges Ergebnis aufweist, bei einer Zunahme des Bruttoinlandsproduktes von voraussichtlich über 4% für das ganze Jahr nach der offiziellen Berechnung und von 2,5% bis 3% laut privaten Schätzungen, ist auffallend. Denn die Kirchner-Regierungen haben stets die Bedeutung der Industrie für das Wachstum der Wirtschaft hervorgehoben, und auch ihre Wirtschaftspolitik in diesem Sinn gestaltet, mit Substitution von Importen von Industrieprodukten durch lokale Produktion als einer der Grundpfeiler. Industrieministerin Debora Giorgi hat eine konsequente Politik eingeleitet, damit die grossen Industrien bei ihren Produkten den Anteil an lokal erzeugten Teilen erhöhen, und die Regierung hat auch weiche Kredite der Banco Nación in grossem Ausmass für diesen Zweck und auch allgemein für neue Industriebetriebe bereitgestellt. Die Zahl der Industrieparks hat sich explosiv auf über 300 vermehrt, was theoretisch mit mehr Industrieproduktion verbunden sein sollte, auch wenn es sich zum Teil nur um Verlegung bestehender Fabriken handelt. Ausserdem wurde die lokale Industrie in den letzten Jahren durch die Politik der Behinderung von Importen geschützt, die bei Produkten sehr betont war, die mit lokal erzeugten konkurrieren. Es wurden u.a. viel weniger Schuhe und Bekleidungsstücke importiert. Schliesslich wurden im Rahmen des Sonderregimes, das für Tierra del Fuego gilt, zahlreiche Montagebetriebe eingerichtet, die schliesslich auch zur lokalen Industrieproduktion beitragen, selbst wenn man nur den lokalen Mehrwert berücksichtigt. Trotz all dieser Förderungsmassnahmen war das konkrete Ergebnis der Industriepolitik 2013 besonders enttäuschend. Dass die Industrie im ganzen Jahr 2013 eine Abnahme verzeichnet, bei gleichzeitiger BIP-Zunahme, erscheint anormal und ist schwer zu erklären.
Die Konjunktur wurde letztes Jahr von der Landwirtschaft getragen, der die Regierung eine geringe Bedeutung eingeräumt hat. Die Ernte von Getreide und Ölsaat lag letztes Jahr weit über dem Vorjahr, besonders bei Sojabohne, was sich auch auf die Industrie übertragen hat. Die Landwirtschaft hat viel mehr Landmaschinen und Kfz gekauft, auch mehr Chemikalien u.a. Produkte. Das kommt jedoch im Gesamtindex der Industrie kaum zum Ausdruck.
Die Regierung hat jedoch andererseits den Fabriken, die Sojaöl in Biodieselöl umwandeln, einen schweren Schlag versetzt, so dass viele neue Betriebe stillgelegt werden mussten. Die offiziell stets betonte Politik der Schaffung von Zusatzwert bei landwirtschaftlichen Produkten wurde hier nicht eingehalten. Der Exportzoll für Biodieselöl wurde erhöht, und dies traf mit der Hemmung der Exporte nach der EU zusammen, wo der Zollsatz wegen Dumpingverdacht erhöht wurde. Die Zunahme des Prozensatzes des Zusatzes von Biodieselöl zum normalen Dieselöl wurde nur verspätet und unzureichend verfügt, so dass kein Ausgleich für die stark gesunkenen Exporte stattfand. Die Regierung hat auch keine Fähigikeit gezeigt, um mit der EU zu verhandeln. Wenn man die Handelspartner ständig vor den Kopf stösst, dann kann man von diesen auch keinen guten Willen ewarten.
Zurück zur Statistik über die Industrieproduktion. Das 1. Quartal 2013 wies eine interanuelle Abnahme von 1,3% aus, das zweite eine Zunahme von 3,5%, das dritte eine von nur 0,7% und vierte eine Abnahme von 3,5%. Es ist klar, dass das 2. Quartal eine Blase war, die sofort geplatzt ist. Die Entwicklung war auch innerhalb des 4. Quartals negativ, mit einer Abnahme von 0,7% im Dezember gegen November. Diese Tendenz wirft einen dunklen Schatten auf das Jahr 2014.
Bei den einzelnen Branchen war die Entwicklung unterschiedlich. Halten wir fest:
- Die Nahrungsmittelindustrie weist gesamthaft für Dezember eine interanuelle Zunahme von 0,9% auf, aber für ganz 2013 (im Vergleich zum Vorjahr) einen Rückgang von 1,1%. Für die Rindfleischindustrie liegen die Veränderungen bei -2,3% (Dezember) und für +2,1% (2013), bei Geflügelfleisch bei -6,5% und -0,9%, bei Milchverarbeitung bei +9,8% und -1,9%, bei Mehl, Speiseöl und Nebenprodukten bei -0,4% und -5,6%, bei Zucker und Zuckerprodukten bei +4% und +4,4%, bei Yerba Mate und Tee bei -5,3% und -5,3% und bei Getränken bei +0,8% und -0,2%.
- Die Tabakindustrie (Zigaretten und Zigarren) weist im Dezember eine Zunahme von 3,4%, aber für das ganze Jahr eine Abnahme von 5,1% aus. Dies sollte positiv gewertet werden, da es zeigt, dass weniger geraucht wird.
- Die Textilindustrie weist für Dezember eine Zunahme von 5,5% und für ganz 2013 eine Abnahme von 0,8% aus. Kunststofffasern verzeichnen ganz 2013 einen Rückgang von 13,2%, der zum Teil durch eine Zunahme bei Baumwollgarnen von 3,9% ausgeglichen wurde.
- Papier, Pappe und Druckereien und Verlage, weisen für Dezember eine Zunahme von 2,% und für ganz 2013 eine Abnahme von 0,8% aus.
- Die Erdölraffinierung ging sowohl im Dezember wie im Jahr 2013 um 1,4% zurück. Das klingt merkwürdig, da die Nachfrage zum Teil auch durch Importe von Benzin, Dieselöl und Heizöl befriedigt wird, und gleichzeitig Rohöl exportiert wird, das hier hätte raffiniert werden können. Bei lokalen Raffinerien wurden in den letzten Jahren Investitionen vollzogen, die zur Erweiterung der Kapazität beitrugen. Auch hat sich YPF-Chef Galuccio um eine bessere Effizienz der Raffinerien gekümmert. Unter diesen Umständen hätte die Tätigkeit der Raffinerien 2013 zunehmen sollen.
- Chemie weist für Dezember einen Rückgang von 3,9% auf, und schliesst ganz 2013 mit einem Nullergebnis.
- Kautschuk und Kunststoffe weisen ein Minus von 6,1%, bzw. 0,6% aus.
- Nicht metallische Erze und deren Produkte (an erster Stelle Zement, gefolgt von Glas) weisen Zunahmen von 7,6% (Dezember) und 6,2% (2013) aus.
- Stahl und Aluminium verzeichnen eine Zunahme von 18,3%, bzw. 3,4%.
- Automobile, Lastwagen, Kleinlaster und Omnibusgestelle weisen im Dezember eine Abnahme von 28,4% aus, im ganzen Jahr jedoch eine Zunahme von 3,7%.
- Der Rest der Metallindustrie weist Abnahmen von 13,4%, bzw. 3,9% aus.
Was den Gesamtindex verbessert hat, ist einmal die Kfz-Industrie, die 2013 auf eine Rekordproduktion zurückblicken kann, und dann auch die Industrien, die die Bauwirtschaft beliefern. Diese haben indirekt vom Programm Pro.Cre.Ar profitiert, mit dem die Regierung über weiche Kredite, die die ANSeS bereitstellt, (die mit steigender Inflation noch weicher werden) den sozialen Wohnungsbau gefördert hat.
Der Ausblick auf das Jahr 2014 ist für die meisten Industrien beunruhigend. Man kann bei der Kfz-Produktion einen bedeutenden Rückgang vorwegnehmen, und allgemein mit mehr Abnahmen als Zunahmen rechnen. Die von der Regierung verpönte und auch befürchtete „Anpassung“ (ajuste) hat schon eingesetzt, über die erhöhte Abwertungsrate und über die höhere Inflationsrate im allgemeinen. Gelegentlich dürfte wohl die Wirkung einer drastischen Abnahme der Subventionen für öffentliche Dienste hinzukommen. Auch wenn 2014 keine Rezession eintritt (was jedoch nicht auszuschliessen ist), sondern das BIP weiter wächst, wird auf alle Fälle eine Wachstumsrate von bestenfalls 2% erwartet, was gewiss nicht ausreicht, um der Industrie allgemein zu Wachstum zu verhelfen.